
04. September 2024

Mindestlohn-Anhebung im Burgenland:
Ein Schritt zu mehr Wertschätzung

Hans Peter Doskozil spricht über Mindestlohn-Erhöhung
und soziale Gerechtigkeit im Burgenland – eine wichtige

politische Intervention.

Im Burgenland hat sich jüngst eine bedeutende Veränderung
ergeben, die die Einkommensverhältnisse der Menschen in der
Region erheblich beeinflusst. Der monatliche Mindestlohn wurde
auf 2270 Euro netto angehoben. Damit soll sichergestellt
werden, dass jeder, der einen 40-Stunden-Job ausübt, ein
auskömmliches Einkommen erhält. Diese Entscheidung wurde
getroffen, um den Lebensstandard der Beschäftigten zu
verbessern und ihnen ein besseres Leben zu ermöglichen.

Der Vorstoß, den Mindestlohn anzuheben, kam nicht ohne
Widerstand. Die Hofräte waren von dieser Maßnahme nicht
begeistert, doch laut den Verantwortlichen ist die Finanzierung
für den Anstieg des Mindestlohns sowohl in der
Landesverwaltung als auch in der Wirtschaft machbar. Hans
Peter Doskozil, eine prominente Persönlichkeit in der Politik,
betonte, dass es nicht ausreicht, einfach nur Förderungen
auszuschütten. Stattdessen müsse den Menschen die
Wertschätzung entgegengebracht werden, die sie verdienen,
sodass sie von ihrem Einkommen leben können. „In Zeiten wie
diesen ist das die richtige Antwort“, so Doskozil.

Die Realität im Wohnungsmarkt

Parallel zu den Neuigkeiten über den Mindestlohn gibt es auch
im Wohnungsmarkt Herausforderungen, die vor allem die



Mittelschicht betreffen. Mario Leiter, ein Vizebürgermeister aus
Bludenz, machte deutliche Aussagen über die aktuellen
Zustände in Vorarlberg. Die Grenze für die Vergabe
gemeinnütziger Wohnungen bleibt mit 4200 Euro
Haushaltseinkommen für zwei Erwachsene unverändert, was
vielen Menschen die Möglichkeit nimmt, von diesen Wohnungen
zu profitieren.

Im Vergleich dazu liegen die Grenzen in anderen Bundesländern
höher, was die Lage in Vorarlberg besonders frustrierend macht.
In Tirol beträgt die Grenze 6000 Euro, während sie in Wien sogar
bei 7100 Euro liegt. Durch die KIM-Verordnung haben Menschen,
die über der Einkommensgrenze liegen, oft keine Chance, einen
Kredit für den Kauf einer Wohnung zu bekommen. Dies führte
dazu, dass viele auf Mietwohnungen angewiesen sind, was
diesen Wohnraum noch gefragter macht und die Situation der
betroffenen Familien zusätzlich erschwert.

Die Situation, so Leiter, erfordert authentische Politik und ein
echtes Engagement, um die Bedürfnisse der Bevölkerung zu
erfüllen. Es ist essenziell, dass die politischen
Entscheidungsträger nicht nur Versprechungen machen,
sondern auch ernsthafte Lösungen finden, die den Menschen
helfen, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Der unaufhörliche
Anstieg der Lebenshaltungskosten macht es notwendig, dass
solche Veränderungen schnell und effektiv umgesetzt werden.

Die Erhöhung des Mindestlohns ist Teil eines umfassenderen
Ansatzes, um wirtschaftliche Gerechtigkeit zu fördern. Es
spiegelt auch einen Trend wider, bei dem Behörden und Politik
von den Bedürfnissen der Bürger aus denken müssen. Die
Momentaufnahme in Burgenland und Vorarlberg deutet darauf
hin, dass sowohl lungenswerte Veränderungen im Bereich des
Einkommens als auch notwendige Anpassungen im
Wohnungswesen unabdingbar sind, um den Menschen in der
Region ein besseres Leben zu bieten.
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